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1) Einleitung 

Die Schlichtungsstelle nach dem Hamburgisches Behindertengleichstellungsgesetz 

(HmbBGG), nachfolgend Schlichtungsstelle genannt, hat am 1. Januar 2023 in der 

Öffentlichen Rechtsauskunft- und Vergleichsstelle (ÖRA) ihre Tätigkeit 

aufgenommen. Die Freie und Hansestadt Hamburg (FHH) gehört damit zu den 

ersten Bundesländern, die eine Schlichtungsstelle nach einem 

Behindertengleichstellungsgesetz eingerichtet haben. 

Die Schlichtungsstelle vermittelt bei Konflikten mit öffentlichen Stellen der FHH, 

in denen es um Barrierefreiheit und Benachteiligung von Menschen mit 

Behinderung geht. 

Die Schlichtungsstelle ist unabhängig, handelt unparteiisch und bietet eine 

barrierefreie Kommunikation an. Sie steht allen Menschen mit Behinderung sowie 

den verbandsklageberechtigten Verbänden kostenfrei offen. 

Mit der Einrichtung der Schlichtungsstelle bekräftigt Hamburg das Verbot der 

Benachteiligung von Menschen mit Behinderungen gemäß der UN-

Behindertenrechtskonvention (UN-BRK): Es handelt sich um einen wesentlichen 

Schritt hin zu dem Ziel der vollen, wirksamen und gleichberechtigten Teilhabe von 

Menschen mit Behinderungen am Leben in der Gesellschaft. 

Die Schlichtungsstelle ist an die ÖRA angegliedert, da diese über langjährige 

Erfahrung in der außergerichtlichen Streitbeilegung verfügt. Die ÖRA tritt stets 

als neutralere Vermittlerin zwischen den Parteien auf und wirkt auf 

zufriedenstellende Lösungen für alle Parteien im Wege der gütlichen Einigung hin. 
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2) Rechtliche Grundlage 

2.1) Ziele des HmbBGG 

Das HmbBGG verpflichtet alle Träger öffentlicher Gewalt und juristische Personen 

des öffentlichen oder des privaten Rechts, an denen die FHH oder die HGV 

Hamburger Gesellschaft für Vermögens- und Beteiligungsmanagement mbH eine 

direkte oder indirekte Mehrheitsbeteiligung besitzen, Benachteiligungen von 

Menschen mit Behinderungen zu beseitigen und zu verhindern. Zudem ist 

Barrierefreiheit herzustellen und damit die volle, wirksame und gleichberechtigte 

Teilhabe von Menschen mit Behinderungen am Leben in der Gesellschaft zu 

gewährleisten und ihnen eine selbstbestimmte Lebensführung zu ermöglichen. 

Am 19.12.2019 wurde das Hamburgische Gesetz zur Gleichstellung behinderter 

Menschen (HmbGGbM) aus dem Jahr 2005, durch das Hamburgische 

Behindertengleichstellungsgesetz (HmbBGG) abgelöst, um den Zielen zur 

besseren Durchsetzung zu verhelfen. 

In diesem Rahmen wurde das vorherige Gesetz fortentwickelt, an geänderte 

gesellschaftliche und technische Entwicklungen angepasst sowie Regelungslücken 

geschlossen. Dies geschah unter Beachtung des Ziels der UN-BRK, den vollen und 

gleichberechtigten Genuss aller Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle 

Menschen mit Behinderungen zu fördern, zu schützen und zu gewährleisten. Die 

neugefasste Definition einer Behinderung in § 3 HmbBGG lehnt sich an Artikel 1 

UN-BRK an.  
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Behinderung wird im § 3 HmbBGG wie folgt definiert: 

„Menschen mit Behinderungen im Sinne dieses Gesetzes sind Menschen, die 

langfristige körperliche, seelische, geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen 

haben, welche sie in Wechselwirkung mit einstellungs- und umweltbedingten 

Barrieren an der vollen, wirksamen und gleichberechtigten Teilhabe an der 

Gesellschaft hindern können. Als langfristig gilt ein Zeitraum, der mit hoher 

Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate andauert.“ 

2.2) Die Schlichtungsstelle 

In § 13a Abs. 1 HmbBGG wird die Einrichtung einer Schlichtungsstelle zur 

außergerichtlichen Beilegung von Streitigkeiten bezüglich Rechtsverletzungen 

nach HmbBGG geregelt. Sie bietet die Möglichkeit, Konflikte aus dem HmbBGG 

niedrigschwellig und kostenfrei zu lösen. Ein gestellter Schlichtungsantrag kann 

jederzeit, kostenlos und ohne Begründung wieder zurückgenommen werden. 

Die Einzelheiten zur Schlichtungsstelle und zum Schlichtungsverfahren sind im 

HmbBGG und der ÖRA-Verordnung geregelt (siehe 3.). 

Gemäß § 13a Abs. 8 HmbBGG i. V. m. § 9 Abs. 10 ÖRA-Verordnung erstellt die 

Schlichtungsstelle einen jährlichen Tätigkeitsbericht. Sie leitet ihn der Präsidentin 

oder dem Präsidenten der Hamburgischen Bürgerschaft, der Senatorin oder dem 

Senator der für das Behindertengleichstellungsrecht zuständigen Behörde sowie 

der Senatskoordinatorin oder dem Senatskoordinator für die Gleichstellung von 

Menschen mit Behinderung (§ 14 HmbBGG) bis zum 31. März des Folgejahres zu. 

2.3) Antragstellerinnen und Antragsteller 

Gemäß § 13a Abs. 2 HmbBGG können sich Menschen mit Behinderungen an die 

Schlichtungsstelle wenden, wenn sie der Ansicht sind, durch öffentliche Stellen 
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der FHH in einem Recht nach dem HmbBGG verletzt worden zu sein. Erforderlich 

ist eine persönliche Betroffenheit der Antragstellerin oder des Antragstellers, da 

sich die Rechte aus dem HmbBGG auf Menschen mit Behinderungen im Sinne der 

Definition des § 3 HmbBGG beziehen. 

Neben Einzelpersonen kann gemäß § 13a Abs. 3 HmbBGG ein nach § 15 Abs. 3 

Behindertengleichstellungsgesetz (BGG) anerkannter Verband bei der 

Schlichtungsstelle einen Antrag auf Einleitung eines Schlichtungsverfahrens 

stellen, wenn er einen Verstoß gegen die im § 13 Abs. 1 HmbBGG genannten 

Bereiche geltend macht. 

§ 13 Abs. 1 HmbBGG lautet wie folgt: 

„Ein nach § 15 Absatz 3 BGG anerkannter Verband sowie dessen Hamburger 

Landesverband kann, ohne in seinen Rechten verletzt zu sein, nach Maßgabe der 

jeweils geltenden Prozessordnungen Klage erheben auf Feststellung eines 

Verstoßes der Träger öffentlicher Gewalt oder der juristischen Personen nach § 

2 Absatz 1 Nummer 2 gegen das Benachteiligungsverbot nach § 6 Absatz 1, die 

Verpflichtung zur Herstellung von Barrierefreiheit nach § 7 Absätze 1 und 5, 

das Recht auf barrierefreie Kommunikation nach § 8 Absatz 1, die Verpflichtung 

zur Herstellung von Barrierefreiheit bei der Ausgestaltung des Schriftverkehrs 

nach § 9 Absatz 2 und § 10 Absatz 2 und die Verpflichtung zur barrierefreien 

Gestaltung medialer Angebote nach § 11 Absatz 1. 

Satz 1 gilt nicht, wenn eine Maßnahme auf Grund einer Entscheidung in einem 

gerichtlichen Streitverfahren getroffen worden ist.“ 

2.4) Antragsgegnerinnen und Antragsgegner 

Als Antragsgegnerin oder Antragsgegner im Schlichtungsverfahren kommen 

öffentliche Stellen in Betracht, die in § 2 HmbBGG definiert werden. Darunter 

fallen Behörden und sonstige Einrichtungen der Verwaltung der FHH, 
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einschließlich der landesunmittelbaren Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 

des öffentlichen Rechts. Das Gesetz gilt auch für Beliehene und sonstige 

Landesorgane, soweit sie öffentlich-rechtliche Verwaltungsaufgaben 

wahrnehmen. Zudem sind auch juristische Personen des öffentlichen oder des 

privaten Rechts erfasst, an denen die FHH oder die HGV Hamburger Gesellschaft 

für Vermögens- und Beteiligungsmanagement mbH eine direkte oder indirekte 

Mehrheitsbeteiligung besitzen. 

2.5) Verhältnis eines Schlichtungsantrags zu Rechtsmittelfristen 

Kann das Anliegen der Antragstellerin oder des Antragstellers auch auf dem 

Klageweg geltend gemacht werden, ersetzt ein Schlichtungsantrag weder das 

erforderliche Widerspruchsverfahren, noch hemmt es die Frist zur Einlegung eines 

Rechtsbehelfs. Wer sich den Weg zu einer gerichtlichen Überprüfung offenhalten 

möchte, muss somit trotz gestellten Schlichtungsantrags rechtzeitig Widerspruch 

einlegen (bzw. sonst von dem statthaften Rechtsbehelfs Gebrauch machen). 

Hierauf weist die Schlichtungsstelle hin, damit etwaige Fristen nicht verstreichen. 

Das Widerspruchsverfahren ruht für die Dauer des Schlichtungsverfahrens und ein 

Widerspruchsbescheid ergeht erst nach Beendigung des Schlichtungsverfahrens 

(§ 13a Abs. 2 Satz 2 HmbBGG). 

3) Das Schlichtungsverfahren 

3.1) Angliederung an die ÖRA 

Die Schichtungsstelle ist bei der ÖRA angebunden, da die ÖRA über 

umfangreiches Fachwissen in der außergerichtlichen Konfliktlösung verfügt. Die 

Arbeit der ÖRA ist von dem Grundsatz des Vorrangs der vermittelnden 

Konfliktlösung vor dem streitigen Verfahren geprägt und damit auf 

Streitbeilegung ausgerichtet. Die ehrenamtlich tätigen Schlichterinnen und 

Schlichter sind neutral und unabhängig (§ 7 Gesetz über die Öffentliche 

Rechtsauskunft- und Vergleichsstelle (ÖRA-Gesetz). 
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3.2) Antragstellung 

Jeder betroffene Mensch mit Behinderung und jeder zur Verbandsklage 

zugelassene Verband kann einen Schlichtungsantrag stellen. Das barrierearme 

Antragsformular kann sowohl online ausgefüllt und per E-Mail oder ausgedruckt 

per Post übersandt werden. Zudem können Anträge zur Niederschrift bei der 

Geschäftsstelle, entweder persönlich oder per Telefon, eingereicht werden. 

Zusätzlich zum Antragsformular muss eine unterzeichnete 

Einverständniserklärung zur Datenverarbeitung vorliegen. 

Die Schlichtungsstelle ist im Rahmen des Antragsverfahren unterstützend tätig, 

um bei Unklarheiten oder anderweitigen Problemen schnell und einfach Abhilfe zu 

schaffen und das Schlichtungsverfahren erfolgreich in Gang zu setzen. Hierfür 

kann die Geschäftsstelle entweder telefonisch kontaktiert werden oder nach 

Terminvereinbarung persönlich aufgesucht werden.  

Sollte ein Anliegen nicht für das Schlichtungsverfahren geeignet sein, wird diese 

Einschätzung der Antragstellerin oder dem Antragsteller schriftlich mitgeteilt und 

möglichst verständlich erläutert. Dies ist beispielsweise der Fall, wenn der 

konkrete Rechtsstreit bereits abschließend entschieden wurde, kein Verstoß 

gegen das HmbBGG vorgetragen wird oder sich die Barriere nicht auf eine 

Behörde oder ein Unternehmen mit Beteiligung der FHH bezieht. In solchen Fällen 

wird nach Möglichkeit eine Verweisberatung durchgeführt, etwa an die 

Rechtsberatung der ÖRA sofern die Zugangsvoraussetzungen im Übrigen 

gegeben schienen, an die Senatskoordinatorin für die Gleichstellung von 

Menschen mit Behinderungen (SkbM) sowie an die Ombudsstelle 

Eingliederungsstelle Ombudsstelle Eingliederungshilfe - LAG Hamburg1. 

3.3) Der weitere Ablauf 

Das Schlichtungsverfahren ist grundsätzlich ein schriftliches Verfahren. Bei Bedarf 

können auch Gespräche in Präsenz geführt werden. Erklärt sich die 

                                                           
1 Ombudsstelle Eingliederungshilfe - LAG Hamburg – www.lagh-hamburg.de 

http://www.lagh-hamburg.de/ombudsstelle.html
http://www.lagh-hamburg.de/
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Schlichtungsstelle für zuständig, wird das Anliegen an die Antragsgegnerin oder 

den Antragsgegner mit der Bitte um Stellungnahme innerhalb eines Monats 

übersandt. Die Antragstellerin oder der Antragsteller erhalten eine 

Eingangsbestätigung. 

Nach Eingang der Stellungnahme der Antragsgegnerin kann die Antragstellerin 

oder der Antragsteller sich innerhalb eines Monats äußern. Der Austausch soll 

zum besseren Verständnis der Sichtweise der jeweils anderen Partei beitragen und 

auf eine gütliche Einigung hinwirken. Sollte eine Einigung im schriftlichen Wege 

nicht absehbar sein, kann die schlichtende Person einen mündlichen Termin 

anbieten. Auch die Schlichtungsparteien können im Laufe des Verfahrens den 

Wunsch nach einem mündlichen Termin äußern. 

Kommt keine gütliche Einigung zwischen den beteiligten Parteien zustande, 

unterbreitet die schlichtende Person den Beteiligten einen Schlichtungsvorschlag, 

Das Schlichtungsverfahren endet entweder mit der Einigung der Beteiligten, mit 

der Rücknahme des Schlichtungsantrags oder mit der Feststellung, dass keine 

Einigung möglich ist. Kommt eine gütliche Einigung zustande, erhalten beide 

Schlichtungsparteien eine Ausfertigung der erzielten Abschlussvereinbarung. 

Wenn keine Einigung möglich ist, wird der Antragstellerin oder dem Antragsteller 

eine Bescheinigung über das Scheitern des Schlichtungsverfahrens ausgestellt. 

Ein Schlichtungsverfahren soll i. d. R. die Dauer von drei Monaten nicht 

überschreiten. Die bisherige praktische Erfahrung zeigt, dass die Dauer der 

Verfahren nach Komplexität des Sachverhaltes und Zahl der Beteiligten deutlich 

variieren. Entscheidend für die Dauer des Verfahrens ist dabei auch die 

Erforderlichkeit einer mündlichen Verhandlung mit den Parteien. 
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4) Aufbau der Schlichtungsstelle 

Die insgesamt vier ehrenamtlich tätigen schlichtenden Personen sind 

Volljuristinnen und Volljuristen mit ausgewiesener Erfahrung im Streitbeilegung 

und Mediationsverfahren. Sie führen die Verfahren neutral und unabhängig durch 

(§ 7 ÖRA-Gesetz).  

Für die Schlichtungsstelle ist ein Geschäftsstellenmitarbeiter tätig. 

5) Statistik 2023 

Der folgende Abschnitt gibt einen statistischen Überblick über die 

Schlichtungsverfahren im Jahr 2023 und soll in Zukunft einen direkten Vergleich 

ermöglichen. 

Abbildung 1: Art des Antragseingangs 

 

Mit Abstand die meisten Anträge (17) erreichten die Geschäftsstelle per E-Mail, 

mit beigefügtem ausgefüllten Schlichtungsformular. Jeweils zwei 

Antragstellerinnen bzw. Antragsteller druckten das Formular aus und versendeten 

dieses per Post oder stellten ihren Antrag zur Niederschrift in der Geschäftsstelle. 

17 per E-Mail

2 per Post

2 zur Niederschrift bei
der Geschäftsstelle



 12 / 21 

Abbildung 2: Themen aller eingegangenen Anträge 

 

Die meisten Anträge (11) betrafen den thematischen Bereich „Bau und Verkehr“. 

Deutlich weniger Anträge gingen jeweils zu den Themen „Benachteiligungsverbot“ 

(4 Anträge) und „Informationstechnik“ (5 Anträge) ein. Lediglich ein Antrag bezog 

sich auf die „Gestaltung von Bescheiden und Formularen“.  

4 Benachteiligungsverbot

1 Gestaltung von
Bescheiden und
Formularen

5 Informationstechnik

11 Bau und Verkehr
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Abbildung 3: Eignung eingegangener Anträge 

 

Die Schlichtungsstelle ist zuständig, sofern im Antrag eine Verletzung der Rechte 

aus dem HmbBGG durch eine Behörde oder ein öffentliches Unternehmen 

vorgetragen wird. In der Mehrzahl der Fälle waren die eingegangenen Anträge für 

ein Schlichtungsverfahren geeignet.  

14 Geeignet

7 Ungeeignet
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Abbildung 4: Themen der geeigneten Anträge 

 

Wie bereits bei den insgesamt eingegangenen Anträgen betrafen auch die meisten 

geeigneten Anträge das Thema „Bau und Verkehr“. Acht davon wurden durch 

einen Verband eingereicht. Deutlich weniger Anträge gingen wiederum zu dem 

Thema „Benachteiligungsverbot“ ein. Ein Eingang bezog sich auf die „Gestaltung 

von Bescheiden und Formularen“.  

10 Bau und Verkehr

3 Benachteiligungsverbot

1 Gestaltung von
Bescheiden und Formularen
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Abbildung 5: Fehlende Eignung 

 

In den Fällen, die nicht für ein Schlichtungsverfahren geeignet waren, wurden 

entweder keine persönliche Betroffenheit durch die Antragstellerin oder den 

Antragsteller geltend gemacht oder es fehlte an der Benachteiligung i. S. d. 

HmbBGG. Nach Möglichkeit wurde hier eine Verweisberatung durchgeführt.  

5 Keine persönliche
Betroffenheit geltend
gemacht

2 Keine Benachteiligung
i.S.d. HmbBGG
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Abbildung 6: Verfahrensausgang 

 

Zwölf der vierzehn begonnen Schlichtungsverfahren waren aufgrund des Umfangs 

und der Komplexität zum Ende des Jahres 2023 noch nicht abgeschlossen. In den 

beiden weiteren Verfahren aus 2023 musste festgestellt werden, dass keine 

Einigung möglich ist.  

12 Verfahren laufen noch

2 Feststellungen, dass
keine Einigung möglich ist
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Abbildung 7: Dauer der bisher abgeschlossenen Schlichtungsverfahren 

 

Eines der beiden abgeschlossenen Verfahren konnte innerhalb von 3 Monaten 

abgeschlossen werden, das andere hingegen überschritt die grundsätzlich 

angestrebte Dauer von 3 Monaten. Für die Dauer eines Verfahrens gibt es 

verschiedene Einflussfaktoren, wie etwa die Antwortdauer der 

Verfahrensbeteiligten oder die Komplexität des Falles.  

1 innerhalb von 3
Monaten

1 länger als 3 Monate
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6) Allgemeine Anfragen an die Schlichtungsstelle und 
Verweisberatung 

Neben den zuvor beschriebenen Verfahren der Schlichtungsstelle wandten sich 

Menschen mit Behinderungen, unterstützende Personen und 

Interessenvertretungen in 22 Fällen telefonisch und per E-Mail mit Ihren Fragen an 

die Schlichtungsstelle. Dabei erfolgte jeweils eine Beratung über das 

Schlichtungsverfahren, auf welche teilweise Schlichtungsanträge folgten. Es 

wurde auch über weitere Angebote der FHH oder auch über die Rechtsberatung 

der ÖRA informiert. Wenn es gewünscht war und die Voraussetzungen für eine 

Rechtsberatung bei der ÖRA vorlagen, wurde mit dem Geschäftsstellenmitarbeiter 

der Schlichtungsstelle direkt ein Termin für die Rechtsberatung gebucht oder 

direkt zur Terminhotline durchgestellt. In enger Kooperation mit der 

Senatskoordinatorin für die Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen 

(SkbM) wurde mehrfach wegen gangbarer Optionen für eine Verweisberatung 

Rücksprache gehalten. 

7) Vernetzung und Öffentlichkeitsarbeit 

In Hamburg bestehen unterschiedliche Beratungs- und Anlaufstellen für Menschen 

mit Behinderungen mit einem großen und vielfältigen Spektrum an Hilfs- und 

Unterstützungsangeboten. Die Schlichtungsstelle nach dem HmbBGG ist ein 

neuer, zusätzlicher Teil dieses vielfältigen Angebots und Netzwerks. Zu Beginn der 

Schlichtungsstellenarbeit lag deshalb ein besonderer Fokus auf der 

Bekanntmachung und Vernetzung der Schlichtungsstelle mit den bestehenden 

Angebotsträgern in Hamburg und bundesweit. 

In diesem Zusammenhang ist auf den kurzen Artikel über die Schlichtungsstelle 

hinzuweisen, erschienen im Newsletter „Engagement-Botschaften – Newsletter 

für das freiwillige Engagement“ der Sozialbehörde: 

Rechte von Menschen mit Behinderungen - hamburg.de2 

                                                           
2 https://www.hamburg.de/engagement/17733264/nl-e-b-04-23-schlichtungsstelle-netzwerk-
dialogforum/ 

https://www.hamburg.de/engagement/17733264/nl-e-b-04-23-schlichtungsstelle-netzwerk-dialogforum/
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Positiv hervorzuheben ist die enge Zusammenarbeit mit der SkbM und dem von ihr 

betreuten Landesbeirat zur Teilhabe von Menschen mit Behinderungen (§15 

HmbBGG) sowie der Hamburger Landesarbeitsgemeinschaft für behinderte 

Menschen e.V. (LAG), einem Zusammenschluss von fast 70 Organisationen. 

Ebenfalls erwähnt werden soll die erfolgreiche Zusammenarbeit dem für die 

Gleichstellung von Menschen mit Behinderung zuständigen Referat der 

Sozialbehörde (SI 42) sowie den Vertrauenspersonen für Menschen mit 

Behinderung in der Sozialbehörde und für die gesamte FHH. 

Diese Netzwerkarbeit wird laufend weiter fortgeführt. Besonders zu erwähnen ist 

hier der Austausch mit anderen Schlichtungsstellen nach den 

Behindertengleichstellungsgesetzten der Länder und des Bundes, der im Rahmen 

eines „Best Practices“ Ansatzes stattfindet. 

Aus Anlass der Einrichtung der Schlichtungsstelle wurde zudem sowohl das 

hauptamtliche als auch das ehrenamtliche Personal der ÖRA im Laufe des Jahres 

von Expertinnen und Experten der Netzwerkpartner geschult und für die 

Bedürfnisse von Menschen mit unterschiedlichen Behinderungen sensibilisiert. Die 

ehrenamtlich schlichtenden Personen wurden durch gezielte Fortbildungen in 

Zusammenarbeit mit dem Kompetenzzentrum für ein barrierefreies Hamburg auf 

ihre Tätigkeit vorbereitet. 

Wichtige Impulse wie die Anschaffung eines mobilen Ringschleifensystems für 

Menschen mit Hörbehinderungen haben die Rahmenbedingungen der 

Schlichtungsstelle sowie der ÖRA insgesamt für die Teilhabe von Menschen mit 

Behinderungen verbessert. 

Diese Vernetzung und der Austausch sollen stetig weiterbetrieben werden. Hierbei 

kommt dem neuen Projekt der Senatskanzlei, Amt für IT und Digitalisierung, 

„Digital barrierefrei. Einfach für alle.“ besondere Bedeutung zu. Ziel des Projektes 

ist es, die Umsetzung der digitalen Barrierefreiheit in allen Hamburger Behörden, 
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Bezirksämtern und Landesbetrieben als gesamtstädtische Aufgabe für Inklusion 

voranzutreiben. Das Themenfeld digitale Barrierefreiheit bietet damit Synergien 

für Anträge an die Schlichtungsstelle aus diesem Bereich. 

Die Homepage der Schlichtungsstelle ist sowohl in Leichter Sprache als auch in 

Deutscher Gebärdensprache verfügbar. Den Flyern in allgemeiner Sprache sollen 

Broschüren in Leichter Sprache sowie in Blindenschrift folgen, um den Zugang für 

diese Zielgruppen zu garantieren und die Bekanntheit der Schlichtungsstelle 

weiter zu erhöhen und als Institution zu etablieren. Auch innerhalb der 

Hamburgischen Verwaltung soll der Bekanntheitsgrad der Schlichtungsstelle 

erweitert werden. Kollegen und Kolleginnen der Verwaltung sollen für die 

mögliche Einbindung der Schlichtungsstelle sensibilisiert werden, um im 

Bedarfsfall auf dieses Angebot verweisen zu können. 

8) Schlusswort 

Die Schlichtungsstelle hat die Arbeit in ihrem ersten Jahr mit großem Elan und viel 

Engagement in kompetenter Weise aufgenommen. Die Anzahl der 

Schlichtungsverfahren bereits im Laufe des ersten Jahres verdeutlicht, dass die 

Schlichtungsstelle als Instrument der gütlichen Streitbeilegung bezüglich der 

Rechte von Menschen mit Behinderungen auf gute Resonanz stößt. Mit der 

Einrichtung der Schlichtungsstelle wurde und wird ein erfreulicher und ebenso 

erforderlicher Beitrag zur Umsetzung der UN-BRK für mehr Inklusion von 

Menschen mit Behinderung durch die Stadt Hamburg geleistet. 

Um diesen Beitrag weiter wachsen zu lassen, konzentrieren sich unsere 

Bemühungen im kommenden Jahr auf den Ausbau unserer Öffentlichkeitsarbeit, 

insbesondere, um die gesamte Zielgruppe der Schlichtungsstelle zu erreichen. Dies 

wird durch verschiedene Maßnahmen erreicht werden, wie etwa durch die 

Erstellung von Broschüren in Leichter Sprache sowie von Broschüren in 

Blindenschrift. Darüber hinaus soll der Bekanntheitsgrad der Schlichtungsstelle 

innerhalb der Hamburgischen Verwaltung erweitert werden. 
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In Zukunft wird die Zusammenarbeit mit der SkbM sowie den Verbänden 

verstetigt werden, um neue Impulse aufzugreifen und im direkten Austausch 

bestehende sowie potentielle Hemmschwellen für Menschen mit Behinderungen 

bei der Anrufung der Schlichtungsstelle frühzeitig abzubauen. 

Die Kooperation mit dem Projekt „Digital barrierefrei. Einfach für alle.“ der 

Senatskanzlei verspricht zudem, dass die digitale Barrierefreiheit in Hamburger 

Behörden und Landesbetrieben und damit ein wesentlicher Aspekt von Teilhabe in 

einer modernen Verwaltung vorangetrieben wird. 


	1) Einleitung
	2) Rechtliche Grundlage
	2.1) Ziele des HmbBGG
	2.2) Die Schlichtungsstelle
	2.3) Antragstellerinnen und Antragsteller
	2.4) Antragsgegnerinnen und Antragsgegner
	2.5) Verhältnis eines Schlichtungsantrags zu Rechtsmittelfristen

	3) Das Schlichtungsverfahren
	3.1) Angliederung an die ÖRA
	3.2) Antragstellung
	3.3) Der weitere Ablauf

	4) Aufbau der Schlichtungsstelle
	5) Statistik 2023
	Abbildung 1: Art des Antragseingangs
	Abbildung 2: Themen aller eingegangenen Anträge
	Abbildung 3: Eignung eingegangener Anträge
	Abbildung 4: Themen der geeigneten Anträge
	Abbildung 5: Fehlende Eignung
	Abbildung 6: Verfahrensausgang
	Abbildung 7: Dauer der bisher abgeschlossenen Schlichtungsverfahren

	6) Allgemeine Anfragen an die Schlichtungsstelle und Verweisberatung
	7) Vernetzung und Öffentlichkeitsarbeit
	8) Schlusswort

